




Tabelle 3: 
Einsatzstruktur umweltschutzrelevanter Maßnahmen nach§ 249h AFG in Ostdeutschland 

Einsatzfelder nach einer Klassifikation des Instituts Anteile nach Erhebungen <le� !Aß Gefiir<lerte Personen 
für Arbeitsmarkt und Berufsforschung (TAB) 1994 

in vH An1ahl in \H 

Wirtschaftsnahe Infrastruktur 49,7 -Vi.-t 16 61,7 

Forstwirtschaft, Landschaftspflege, Naturschutz 10.6 9.686 13.2 

Touristische Infrastruktur -U -1.021 5.5 

Wissenschaft und Dienstleistungen im Umweltschull -t.6 ..i.2m 5,7 

Dorf-/Sta<lt verschönern ng, Wohn umfel<l verbesserung 3,2 2.92-t -1,0

Kommunale Aufgaben im Bereich Umwelt/Ökologie 2,5 2.285 3.1

Recycling 0.9 823 1.1

Sonstige Umweltschuttbereiche 4,6 -t.203 5.7

Umweltschutzbezogene Einsal/Jelder insgesamt 80,5 73.560 100.0 

Sonstige Einsatzfelder 19,5 17.819 .. 

Insgesamt 100.ü 91.380 .. 

.. 
Quelle: StarJ.., B., Wolfrnger, C. ( 1995): LohnJ..ostenzuschüsse nach § 249h AFG. in: IAB-Wcrbtallhcricht r. I I /1995. Nurnhcrg . 

Berechnungen des IWII. 

Hohe quantitative Bedeutung des ::.weiten Arbeits­

marktes 

Durch Novellierung des ArbeitsförderunosCTe-
�- b b 

setzes (AFG) wurden die Möglichkeiten der Anwen-
dung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) 
erweitert. Nach § 249h AFG kann die Bundesan­
stalt für Arbeit (BA) die Beschäftigung von Ar­
beitnehmern (Empfänger von Arbeitslosengeld 
oder Arbeitslosenhilfe, ehemalige Teilnehmer an 
einer allgemeinen ABM und teilweise auch Kurz­

arbeiter) seit dem 1. Januar 1993 in Maßnahmen 
zur Verbesserung des Umweltschutzes, der sozia­
len Dienste und der Jugendhilfe sowie seit 1. Au­
gust 1994 auch in Maßnahmen des Breitensports, 
der freien Kulturarbeit und der Denkmalpflege mit 
pauschalierten Lohnkostenzuschüssen in den neuen 
Ländern fördern. Voraussetzung für das Zustande­
kommen der Maßnahmen nach 249h AFG ist unter 
anderem e111e Komplementärfinanzierung der 
Projekte durch Dritte (Treuhandanstalt bzw. Bun­
desanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufga­
ben, Länder, Kommunen und Maßnahmeträger). 
Im Bereich der Umweltsanierung und -verbesse­
rung sollen grundsätzlich nur sogenannte Vergabe­
arbeiten gefördert werden, d.h. Wirtschaftsunterneh­
men mit deren Durchführung beauftragt werden. 

Im Jahresdurchschnitt wurden 1994 in den 
neuen Bundesländern ca. 73.600 Personen in Maß-
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nahmen der Umweltsanierung und -verbesserung 
nach § 249h AFG gefördert. Davon entfielen rund 
38 vH auf umweltschutzrelcvante Projekte in den 
Bereichen Braunkohle, Chemie und Metal I bt\\.

Stahl. Die Fördermaßnahmen 1--onzentrierten sieh 
auf den Bereich der wirt<;chaftsnahen Infrastruktur, 
in dem knapp zwei Drittel aller Arbeitnehmer um­
weltschutzbezogener Maßnahmen be..,chäftint \\a-

� b 

ren (vgl. Tabelle 3). Mit diesen Vorhaben werden 
unter anderem stillgelegte Betriebsflächen und 
Anlagen bzw. militärisch nicht meJ1r genutzte Alt­
flächen durch Rückbau- und Sanierungsmaßnah­
men neu erschlossen oder stillgelegte Braunl--oh­
letagebaue gesichert und rekultiviert. 

Nach Angaben des Umweltbundesamtes waren 
1993 30 vH der Beschüftigten in allgemeinen Ar­
beitsbeschaffungsmaßnahmen im Umweltschul/ 
tätig.3 Überträgt man diesen Antl.'.il auf 1994, dann
ergibt sich für dieses Jahr eine Zahl von rund 
57.700 Personen in umweltschut1relevanten all­
gemeinen ABM. Zu'>ammen mit den nach * 249h 
AFG geförderten Personen errechnet sich somit 
eine Gesamtzahl von rund 130.000 Beschüftigten 
in umweltschutzrelevanten Arbeitsförderungsmaß­
nahmen. 

Vgl. Llmwclthundcsa1111 ( 1995). Jahn:,hl'nd11. Bcrl111. <; 71 
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Tabelle 4: 

Beschüftigte in der Umwelt- und Naturschutzverwaltung in Ostdeutschland - Ende 1995 

Land Anzahl der beschäftigten Personen 

Oberbehörden" Mittelbehördenh Unterbehörden c Summe 

Berlin (Ost- und Westberlin) 657 - 391 1.048 

BranJenburg 1.830 - 477 2.307 

Mecklenburg-Yorpom mern 344 664 495 1.503 

Sachsen 653 1.300 921 2.874 

Sachsen-Anhalt 500 1.085 616 2.201 

Thüringen 498 684 585 1.767 

Insgesamt 4.482 3.733 3.485 11.700 

·' E1nschlid.\lich l..andcsäm1cr. Na1ional- b,w. Naturparkverwaltung. 810,phärcnreservatverwaltung und dergleichen. - h Einschließlich zugeordnete 
Naturschu11sta11oncn und dergleichen. - ' Schätzung des IWH. 

Quelle· Umweltministerien der neuen Uinder, Senatsverwaltung Berlin, Schätzungen des IWH.

Beschäftigte in der Verwaltung 

Nach Angaben der Umweltministerien der 

neuen Bundeslünder waren Ende 1995 in den 

Ober- und Mittelbehörden etwa 8.200 Personen 

mit Vollzugs- und Fachaufgaben auf dem Gebiet 

des Umweltschutzes in Ostdeutschland beschäf­

ügt. Die Anzahl der Beschüftigten in der Umwelt­

schutzverwaltung in den Unterbehörden (Umwelt­

schutz- beziehungsweise Naturschutzämter in Land­

kreisen und kreisfreien Städten) wurde durch das 

TWH auf der Basis einer Stichprobe geschätzt (vgl. 

Tabelle 4). 

Danach waren Ende 1995 rund 3.500 Personen 

in Umweltschutz- bzw. Naturschutzämtern auf der 

Ebene der Landkreise und kreisfreien Städte 

(einschließlich West- und Ostberlin) beschüftigt. 

Allerdings ist zu beachten, daß nach der inzwi­

schen weitestgehend vollzogenen Kreisgebietsre­

form, nach der Landkreise zusammengeschlossen 

wurden, ein Abbau von Verwaltungsstellen in Un­

terbehörden erwartet werden kann. 

Insgesamt sind derzeit 1 1.700 Personen in der 

ostdeutschen Umweltschutzverwaltung beschäf­

tigt. wobei diese Zahl eine Untergrenze darstellt, 

da auf der Ebene von Verwaltungsgemeinschaften 

oder Verwaltungsämtern (als Zusammenschluß 

mehrerer Mitgliedsgemeinden) bzw. von kreisan­

gehörigen Städten weitere Personen zeitweilig mit 

der Erfüllung von umweltschutzrelevanten Ver­

waltungsaufgaben betraut sind. Die Größenord­

nung des betreffenden Personenkreises im Rahmen 

der vorliegenden Untersuchung konnte allerdings 

nicht ermittelt werden. 
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Ausblick 

Trotz absehbarer höherer Beschäftigungszahlen 

bei Umweltschutzdienstleistungen4 dürfte vor allem 

angesichts des zu erwartenden Abbaus von Arbeits­

beschaffungsmaßnahmen insgesamt ein Rückgang 

der Umweltschutzbeschäftigung in den neuen Bun­

desländern zu erwarten sein. Dies muß aber nicht 

zu einer geringeren Umweltqualität in den neuen 

Bundesländern führen. So erfüllten ABM-Beschäf­

tigte in der Vergangenheit viele Umweltschutzauf­

gaben, die derzeit an Bedeutung verlieren, wie 

etwa Umweltschutzmaßnahmen in Verbindung mit 

dem Abbruch von Industriegebäuden oder bei der 

Entsorgung bzw. dem Recycling von Altanlagen. 

In ganz Deutschland ist zur Zeit eine Tendenz 

zu beobachten, zunehmend integrierte Umwelt­

schutztechnik anstelle additiver Verfahren einzu­

setzen. Bei den in den Produktionsprozeß inte­

grierten Vermeidungstechniken ist eine Trennung 

zwischen Produktionsprozeß und Umweltschutz­

einrichtung kaum möglich. Deswegen kann auch 

bei dem Anlagenbedienungspersonal schwerlich 

zwischen Produktions- und Umweltschutztätigkeit 

unterschieden werden. Die Umweltschutzbeschäf­

tigung muß durch den zunehmenden integrierten 

Umweltschutz zwar nicht sinken, sie kann aber 

kaum mehr statistisch erfaßt werden. 

Jens Harbach (hrb@iwh.uni-halle.de) 

Walter Komar (kmr@iwh.uni-halle.de) 

4 Vgl. HORBACH. J., KOMAR, W.: Umweltschutzdienst­

leistungen der gewerblichen Wirtschaft in Ostdeutschland, 

IWH-Forschungsreihe 2/1996. 
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